Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2278 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Verbesserung der Publizität von Aktiengesellschaften und 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Aktienrecht 

Berichtswesen, Rechnungslegung, Publizität, 
Umwandlung 

Artikel 1 

Das Aktiengesetz, zuletzt geändert durch das Ge- 
setz über die Kapitalerhöhung aus Gesellschafts- 
mitteln und über die Gewinn- und Verlustrechnung 
vom 23. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 789) 
wird wie folgt geändert: 

1. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 

Abhängige und herrschende Unternehmen 

(1) Abhängige Unternehmen sind rechtlich 
selbständige Unternehmen, auf die ein anderes 
Unternehmen (herrschendes Unternehmen) un- 
mittelbar oder mittelbar einen beherrschenden 
Einfluß ausüben kann. 

(2) Gehört einem Unternehmen die Mehrheit 
der Anteile eines anderen Unternehmens oder 
steht ihm die Mehrheit der Stimmrechte zu 
(Mehrheitsbeteiligung), so ist es als herrschen- 
des, das andere als abhängiges Unternehmen 
anzusehen. 

(3) Welcher Teil der Anteile einem Unterneh- 
men gehört, bestimmt sich bei Kapitalgesell- 
schaften nach dem Verhältnis des Gesamtnenn- 


betrages der ihm gehörenden Anteile zum 
Nennkapital, bei bergrechtlichen Gewerkschaften 
nach der Zahl der Kuxe. Eigene Anteile sind bei 
Kapitalgesellschaften vom Nennkapital, bei 
bergrechtlichen Gewerkschaften von der Zahl 
der Kuxe abzusetzen. Satz 2 gilt auch für Ak- 
tien, auf die § 65 Abs. 7 Satz 2 anzuwenden ist. 

(4) Welcher Teil der Stimmrechte einem Un- 
ternehmen zusteht, bestimmt sich nach dem 
Verhältnis der Zahl der Stimmrechte, die es aus 
den ihm gehörenden Anteilen ausüben kann, 
zur Gesamtzahl aller Stimmrechte. Von der Ge- 
samtzahl aller Stimmrechte sind Stimmrechte 
aus eigenen Anteilen sowie aus Aktien, aus 
denen nach § 68 Abs. 6 Satz 2 keine Rechte zu- 
stehen, abzusetzen. 

(5) Zu den Anteilen, die einem Unternehmen 
gehören, rechnen auch die Anteile, die einem 
von ihm abhängigen Unternehmen oder einem 
anderen für Rechnung des Unternehmens oder 
eines von diesem abhängigen Unternehmens 
gehören.“ 

2. Nach § 15 wird folgender § 15 a eingefügt: 

„§ 15 a 

Konzern und Konzernunternehraen 

(1) Sind ein herrschendes und ein oder meh- 
rere abhängige Unternehmen unter der einheit- 
lichen Leitung des herrschenden Unternehmens 
zusammengefaßt, so bilden sie einen Konzern? 
die einzelnen Unternehmen sind Konzernunter- 
nehmen. Von einem abhängigen Unternehmen 
wird vermutet, daß es mit dem herrschenden 
Unternehmen einen Konzern bildet. 
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(2) Sind rechtlich selbständige Unterneh- 
men, ohne daß das eine Unternehmen von dem 
anderen abhängig ist, unter einheitlicher Lei- 
tung zusammengefaßt, so bilden sie auch einen 
Konzern; die einzelnen Unternehmen sind Kon- 
zernunternehmen. " 

3. Nach § 15 a wird folgender § 15 b eingefügt: 

u§ 15 b 

Mitteilungspflicht 

(1) Sobald einem Aktionär mehr als ein 
Fünftel der Aktien gehört, hat er dies unver- 
züglich dem Vorstand mitzuteilen. Für die Fest- 
stellung, ob dem Aktionär mehr als ein Fünftel 
der Aktien gehört, gilt § 15 Abs. 3 Satz 1 und 
Abs. 5. 

(2) Eine entsprechende Mitteilungspflicht be- 
steht, sobald einem Aktionär die Mehrheit der 
Aktien gehört oder die Mehrheit der Stimm- 
rechte zusteht. 

(3) Das Stimmrecht aus den Aktien, die 
einem mitteilungspflichtigen Aktionär gehören, 
kann, bis er die Mitteilung nach Absatz 1 ge- 
macht hat, nur für höchstens den fünften Teil 
aller Anteile, bis er die Mitteilung nach Ab- 
satz 2 gemacht hat, nur für höchstens die Hälfte 
der Aktien und bis zur Hälfte aller Stimmrechte 
ausgeübt werden. 

(4) Besteht die Beteiligung in der mittei- 
lungspflichtigen Höhe nicht mehr, so ist dies 
unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 

(5) Ist dem Vorstand eine Mitteilung nach 
Absatz 1 oder 2 gemacht, kann er jederzeit ver- 
langen, daß ihm das Bestehen der Beteiligung 
nachgewiesen wird." 

4. § 81 erhält folgende Fassung: 

„§ 81 

Berichte an den Aufsichtsrat 

(1) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat zu 
. berichten über 

1. die beabsichtigte Geschäftspolitik und 
andere grundsätzliche Fragen der 
künftigen Geschäftsführung; 

2. die Rentabilität der Gesellschaft, ins- 
besondere die Rentabilität des Eigen- 
kapitals; 

3. den Gang der Geschäfte, insbeson- 
dere den Umsatz, und die Lage der 
Gesellschaft; 

4. Geschäfte, die für die Rentabilität 
oder Liquidität der Gesellschaft von 
erheblicher Bedeutung sein können. 

Außerdem ist dem Vorsitzenden des Aufsichts- 
rats und seinem Stellvertreter aus sonstigen 
wichtigen Anlässen zu berichten; als wichtiger 
Anlaß ist auch ein dem Vorstand bekanntge- 
wordener geschäftlicher Vorgang bei einem ab- 


hängigen oder herrschenden Unternehmen 
(§ 15) oder bei einem Konzern oder Konzern- 
unternehmen (§ 15 a) anzusehen, der auf die 
Lage der Gesellschaft von erheblichem Einfluß 
sein kann. 

(2) Die Berichte nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
bis 4 sind wie folgt zu erstatten: 

1. die Berichte nach Nummer 1 minde- 
stens einmal jährlich, wenn nicht Än- 
derungen der Lage oder neue Fragen 
eine unverzügliche Berichterstattung 
gebieten; 

2. die Berichte nach Nummer 2 in der 
Sitzung des Aufsichtsrats, in der über 
den Jahresabschluß verhandelt wird; 

3. die Berichte nach Nummer 3 regel- 
mäßig, mindestens vierteljährlich; 

4. die Berichte nach Nummer 4 möglichst 
so rechtzeitig, daß der Aufsichtsrat 
vor Vornahme der Geschäfte Gele- 
genheit hat, zu ihnen Stellung zu neh- 
men. 

(3) Der Aufsichtsrat kann vom Vorstand 
jederzeit einen Bericht verlangen über Angele- 
genheiten der Gesellschaft, über ihre recht- 
lichen und geschäftlichen Beziehungen zu ab- 
hängigen und herrschenden Unternehmen (§ 15), 
zu Konzernen und Konzernunternehmen (15 a) 
sowie über geschäftliche Vorgänge bei diesen 
Unternehmen, die auf die Lage der Gesellschaft 
von erheblichem Einfluß sein können. Auch ein 
einzelnes Mitglied kann einen Bericht, jedoch 
nur an den Aufsichtsrat, verlangen; lehnt der 
Vorstand die Berichterstattung ab, so kann der 
Bericht nur verlangt werden, wenn der Vor- 
sitzende des Aufsichtsrats das Verlangen un- 
terstützt, oder wenn ein Drittel der vorhan- 
denen Aufsichtsratsmitglieder den Bericht for- 
dert. 

(4) Die Berichte haben den Grundsätzen 
einer gewissenhaften und getreuen Rechen- 
schaft zu entsprechen. 

(5) Die Kenntnisnahme der Berichte darf kei- 
nem Aufsichtsratsmitglied verweigert werden. 
Der Vorsitzende des Aufsichtsrats hat die Auf- 
sichtsratsmitglieder über die Berichte nach Ab- 
satz 1 Satz 2 spätestens in der nächsten Auf- 
sichtsratssitzung zu unterrichten, 

(6) Der Aufsichtsrat hat zu den Berichten 
nach Absatz 1 Satz 1 Stellung zu nehmen." 

5. § 95 Abs. 2 wird gestrichen; die Absätze 3 bis 6 
werden Absätze 2 bis 5. 

6. § 128 erhält folgende Fassung: 

.§ 128 

Inhalt des Geschäftsberichts 

(1) Im Geschäftsbericht sind der Geschäfts- 
verlauf sowie die Lage und Entwicklung der 
Gesellschaft, insbesondere die Erfolgsaussich- 
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ten, darzulegen. Zu berichten ist auch über die 
Umsatzentwicklung und Vorgänge von beson- 
derer Bedeutung nach Schluß des Geschäfts- 
jahres. 

(2) Im Geschäftsbericht ist ferner der Jahres- 
abschluß zu erläutern. Dabei sind auch wesent- 
liche Abweichungen von dem letzten Jahresab- 
schluß, namentlich Änderungen der Bewer- 
tungs- und Abschreibungsmethoden und der 
Zuordnung von Aktiven und Passiven zu Bi- 
lanzposten, zu erörtern. Hierbei ist auch die 
Nichteinrechnung oder nur teilweise Einrech- 
nung von Abnutzungen und sonstigen Wert- 
minderungen sowie angemessenen Teilen der 
Betriebs- und Verwaltungskosten in die Her- 
stellungskosten anzugeben, soweit bei der Be- 
wertung der unfertigen Erzeugnisse nach § 133 
Abs. 1 Nr. 1 die Einrechnung zulässig ist. In 
jedem Geschäftsbericht sind Angaben zu ma- 
chen über 

1. Bestand und Zugang an Aktien, die 
ein Aktionär für Rechnung der Ge- 
sellschaft oder eines abhängigen Un- 
ternehmens oder ein abhängiges Un- 
ternehmen als Gründer oder Zeich- 
ner oder in Ausübung eines bei 
einer bedingten Kapitalerhöhung 
eingeräumten Umtausch- oder Be- 
zugsrechts übernommen hat; sind 
solche Aktien im Geschäftsjahr ver- 
wertet worden, so ist auch über die 
Verwertung unter Angabe des Er- 
löses und die Verwendung des Er- 
löses zu berichten; 

2. Bestand an eigenen Aktien der Ge- 
sellschaft, die sie, ein abhängiges 
Unternehmen oder ein anderer für 
Rechnung der Gesellschaft oder eines 
abhängigen Unternehmens erworben 
oder als Pfand genommen hat; sind 
solche Aktien im Geschäftsjahr er- 
worben oder veräußert worden, so 
ist auch über den Erwerb oder die 
Veräußerung unter Angabe des Er- 
werbs- oder Veräußerungspreises 
und über die Verwendung des Erlö- 
ses zu berichten; 

3. Art und Höhe der wechselseitigen Be- 
teiligungen unter Angabe der Unter- 
nehmen, an denen die wechselseiti- 
gen Beteiligungen bestehen; 

4. Aktien, die bei bedingter Kapital- 
erhöhung im Geschäftsjahr bezogen 
worden sind; 

5. das genehmigte Kapital; 

6. Genußrechte, Rechte aus Besserungs- 
scheinen und ähnliche Rechte unter 
Angabe der im Geschäftsjahr neu 
entstandenen; 

7. aus der Jahresbilanz nicht ersicht- 
liche Haftungsverhältnisse einschließ- 
lich der Bestellung von Sicherheiten 
für eigene Verbindlichkeiten; 


8. die Gesamtbezüge (Gehälter, Ge- 
winnbeteiligungen, Aufwandsent- 
schädigungen, Versicherungsentgelte, 
Provisionen und Nebenleistungen 
jeder Art) der Mitglieder des Vor- 
standes, des Aufsichtsrats und eines 
Beirats oder einer ähnlichen Einrich- 
tung jeweils gesondert unter Be- 
zeichnung der einzelnen Einrichtung. 
In die Gesamtbezüge sind auch Be- 
züge einzurechnen, die nicht ausge- 
zahlt, sondern in Ansprüche anderer 
Art umgewandelt oder zur Erhöhung 
anderer Ansprüche verwandt wer- 
den. Außer den Bezügen für das Ge- 
schäftsjahr sind die weiteren Bezüge 
anzugeben, die im Geschäftsjahr ge- 
währt, bisher aber in keinem Ge- 
schäftsbericht angegeben worden 
sind. Erhalten Mitglieder des Vor- 
standes der Gesellschaft von abhän- 
gigen oder herrschenden Unterneh- 
men, von Konzernen oder Konzern- 
unternehmen für ihre Tätigkeit für 
die Gesellschaft oder für ihre Tätig- 
keit als gesetzlicher Vertreter oder 
Angestellter dieser Unternehmen Be- 
züge, so sind diese Bezüge gesondert 

^ anzugeben; 

9. die Gesamtbezüge (Abfindungen, 
Ruhegehälter, Hinterbliebenenbe- 
züge und Leistungen verwandter 
Art) der früheren Mitglieder des 
Vorstands und ihrer Hinterbliebenen. 
Nummer 8 Satz 2 und 3 gilt sinnge- 
mäß. Erhalten frühere Mitglieder des 
Vorstands der Gesellschaft auch von 
abhängigen oder herrschenden Un- 
ternehmen, von Konzernen oder Kon- 
zernunternehmen Abfindungen oder 
Ruhegehälter, so sind diese Bezüge 
gesondert anzugeben; 

10. den Stand der Rückstellungen für 
Ruhegehälter, Abfindungen, Hinter- 
bliebenenbezüge und Leistungen 
verwandter Art zugunsten aktiver 
und früherer Mitglieder des Vor- 
standes, des Aufsichtsrates und eines 
Beirates oder einer ähnlichen Ein- 
richtung und ihrer Hinterbliebenen; 

11. die Mitgliedschaft der Vorstands- 
und Aufsichtsratsmitglieder in Auf- 
sichts- und Geschäftsführungsorganen 
anderer Unternehmen; 

12. die rechtlichen und geschäftlichen 
Beziehungen zu abhängigen und 
herrschenden Unternehmen, zu Kon- 
zernen und Konzernunternehmen mit 
Sitz im Inland, ferner über geschäft- 
liche Vorgänge bei diesen Unterneh- 
men, die auf die Lage der Gesell- 
schaft von erheblichem Einfluß sein 
können; 

13. das Bestehen einer Beteiligung an 
der Gesellschaft, die ihr nach § 15 b 
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Abs. 1 oder 2 mitgeteilt worden ist; 
dabei ist anzugeben, wem die Betei- 
ligung gehört und ob sie den fünf- 
ten Teil aller Aktien der Gesell- 
schaft übersteigt oder eine Mehr- 
heitsbeteiligung (§ 15 Abs. 2) ist; 

14. Beteiligungen an Verträgen und Bin- 
dung an Beschlüsse, soweit sie ge- 
eignet sind, die Erzeugung oder die 
Marktverhältnisse für den Verkehr 
mit Waren oder gewerblichen Lei- 
stungen durch Beschränkungen des 
Wettbewerbs zu beeinflussen. 

(3) Der Bericht hat den Grundsätzen einer 
gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu 
entsprechen. 

(4) Im Geschäftsbericht sind alle Mitglieder 
des Vorstands und des Aufsichtsrats, auch die 
im Geschäftsjahr oder nachher ausgeschiedenen, 
mit dem Familiennamen und mindestens einem 
ausgeschriebenen Vornamen anzugeben. Der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats, seine Stellver- 
treter und ein etwaiger Vorsitzer des Vor- 
stands sind besonders zu bezeichnen." 


7. § 131 erhält folgende Fassung; 

.§ 131 

Gliederung der Jahresbilanz 

(1) In der Jahresbilanz sind, wenn der Ge- 
schäftszweig keine abweichende Gliederung be- 
dingt, die gleichwertig sein muß, unbeschadet 
einer weiteren Gliederung folgende Posten ge- 
sondert auszuweisen: 

Auf der Aktivseite: 

I. Ausstehende Einlagen auf das Grund- 
kapital; 

davon eingefordert: 

II. Anlagevermögen: 

A. Sachanlagen und immaterielle An- 
lagewerte: 

1. Grundstücke und grundstücks- 
gleiche Rechte mit Geschäfts-, 
Fabrik- und anderen Bauten; 

2. Grundstücke und grundstücks- 
gleiche Rechte mit Wohnbau- 
ten; 

3. Grundstücke und grundstücks- 
gleiche Rechte ohne Bauten; 

4. Bauten auf fremden Grund- 
stücken, die nicht zu Num- 
mer 1 oder 2 gehören; 

5. Maschinen und maschinelle 
Anlagen; 

6. Betriebs- und Geschäftsaus- 
stattung; 


7. Vermögensgegenstände, die 
dem Ersatz und der Ergänzung 
der Sachanlagen zu dienen be- 
stimmt sind; 

8. Anlagen im Bau; 

9. Anzahlungen auf Anlagen; 

10. Konzessionen, gewerbliche 
Schutzrechte, auch ähnliche 
Rechte sowie Lizenzen an sol- 
chen Rechten. 

B. Finanzanlagen: 

1. Beteiligungen; 

2. Wertpapiere des Anlagever- 
mögens, die nicht zu Num- 
mer 1 gehören; 

3. Ausleihungen mit einer Lauf- 
zeit von mehr als vier Jahren; 

. davon durch Grundpfand- 
rechte gesichert: 

III. Vorräte: 

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe; 

2. unfertige Erzeugnisse; 

3. fertige Erzeugnisse, Waren. 

IV. Andere Vermögensgegenstände: 

1. geleistete Anzahlungen, soweit 
sie nicht zu II. A. Nr. 8 gehören; 

2. Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen; davon mit einer 
Restlaufzeit von mehr als einem 
Jahr: 

3. Wechsel; 

davon bundesbankfähig; 

4. Schecks; 

5. Kassenbestand, Bundesbank- und 
Postscheckguthaben; 

6. Guthaben bei Kreditinstituten; 

7. Wertpapiere, die nicht zu Num- 
mern 3, 4, 8 oder 9 oder zu II. E. 
gehören; 

8. eigene Aktien unter Angabe 
ihres Nennbetrages; 

9. Anteile an einer herrschenden 
Kapitalgesellschaft oder berg- 
rechtlichen Gewerkschaft unter 
Angabe ihres Nennbetrages, bei 
Kuxen ihre Zahl; 

10. Forderungen an Konzernunter- 
nehmen, abhängige oder herr- 
schende Unternehmen; 

11. Forderungen aus Krediten, die 
unter § 80 fallen; 

12. sonstige Vermögensgegenstände. 
V. Rechnungsabgrenzungsposten. 

VI. Bilanzverlust. 
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Auf der Passivseite: 

I. Grundkapital. 

II. Offene Rücklagen: 

1. gesetzliche Rücklage; 

2. andere Rücklagen (freie Rück- 
lagen). 

III. Wertberichtigungen. 

IV. Rückstellungen: 

1. Pensionsrückstellungen; 

2. langfristige Rückstellungen; 

3. sonstige Rückstellungen. 

V. Verbindlidikeiten mit einer Laufzeit 
von mehr als vier Jahren: 

1. Anleihen; 

davon durch Grundpfandrechte ge- 
sichert: 

2. Verbindlichkeiten gegenüber Kre- 
ditinstituten; 

davon durch Grundpfandrechte ge- 
sichert: 

3. Sozialverbindlichkeiten; 

davon durch Grundpfandrechte ge- 
sichert: 

4. sonstige Verbindlichkeiten; 
davon durch Grundpfandrechte ge- 
sichert: 

Von Nummern 1 bis 4 sind binnen 
vier Jahren fällig: 

VL Andere Verbindlichkeiten: 

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen; 

2. Verbindlichkeiten aus der An- 
nahme gezogener Wechsel und 
der Ausstellung eigener Wechsel; 

3. Verbindlichkeiten gegenüber Kre- 
ditinstituten, soweit sie nicht zu V. 
gehören; 

4. erhaltene Anzahlungen; 

5. Sozialverbindlichkeiten, soweit sie 
nicht zu V. gehören; 

6. Verbindlichkeiten gegenüber Kon- 
zernunternehmen, abhängigen oder, 
herrschenden Unternehmen; 

7. sonstige Verbindlichkeiten. 

VII. Rechnungsabgrenzungsposten; 

VIII. Bilanzgewinn. 

(2) Sind unter einen Posten fallende Gegen- 
stände bei einer Gesellschaft nicht vorhanden, 
so braucht der Posten nicht aufgeführt zu wer- 
den. 


(3) Fällt ein Gegenstand unter mehrere 
Posten, so ist bei dem Posten, unter dem er aus- 
gewiesen wird, die Mitzugehörigkeit zu den 
anderen Posten zu vermerken, wenn dies zur 
Aufstellung einer klaren und übersichtlichen 
Jahresbilanz nötig ist. Forderungen und Ver- 
bindlichkeiten gegenüber Konzernunternehmen, 
abhängigen oder herrschenden Unternehmen 
sind in der Regel als solche auszuweisen; wer- 
den sie unter anderen Posten ausgewiesen, so 
muß diese Eigenschaft vermerkt werden. Eigene 
Aktien und Anteile an einer herrschenden Ka- 
pitalgesellschaft oder bergrechtlichen Gewerk- 
schaft dürfen nicht unter anderen Posten auf- 
geführt werden. 

(4) Abschreibungen, Wertberichtigungen, 
Rückstellungen und Einstellungen in Sonder- 
posten mit Rücklageanteil sind bereits in der 
Jahresbilanz vorzunehmen. Gleiches gilt für 
Entnahmen aus offenen Rücklagen sowie für 
Einstellungen in offene Rücklagen, die nach Ge- 
setz oder Satzung vorzunehmen sind oder die 
Vorstand und Aufsichtsrat auf Grund einer Er- 
mächtigung in der Satzung vornehmen. Der 
Überschuß der Aktivposten über die Passiv- 
posten (Bilanzgewinn) oder der Überschuß der 
Passivposten über die Aktivposten (Bilanzver- 
lust) ist am Schluß der Jahresbilanz ungeteilt 
und gesondert auszuweisen. 

(5) In der Jahresbilanz sind, sofern sie nicht 
auf der Passivseite auszuweisen sind, in voller 
Höhe gesondert zu vermerken 

1. Verbindlichkeiten aus der Begegnung 
und Übertragung von Wechseln; 

2. Verbindlichkeiten aus Bürgschaften, 
Wechsel- und Scheckbürgschaften; 

3. Verbindlichkeiten aus Gewährlei- 
stungsverträgen ; 

4. Haftung aus der Bestellung von 
Sicherheiten für fremde Verbindlich- 
keiten. 

Sie sind auch dann zu vermerken, wenn ihnen 
gleichwertige Rückgriffsforderungen gegenüber- 
stehen. Besteht die Verbindlichkeit oder die 
Haftung gegenüber einem Konzernunterneh- 
men, einem abhängigen oder einem herrschen- 
den Unternehmen, so ist dies bei den einzelnen 
Vermerken unter Angabe des Betrags anzu- 
geben." 

8. Nach § 131 wird folgender § 131 a eingefügt: 

„§ 131a 

Vorschriften zu einzelnen Posten der Jahres- 
bilanz 

(1) Beim Anlagevermögen sind nur die Ge- 
genstände auszuweisen, die am Abschlußstich- 
tag bestimmt sind, dauernd dem Geschäftsbe- 
trieb der Gesellschaft zu dienen. Die Zugänge 
und Abgänge, die Zuschreibungen sowie die 
Umbuchungen sind bei den einzelnen Posten 
des Anlagevermögens gesondert aufzuführen. 
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(2) Als Beteiligung gelten im Zweifel Anteile 
an einer Kapitalgesellschaft, deren Nennbeträge 
insgesamt den fünften Teil des Nennkapitals 
dieser Gesellschaft erreichen, sowie Kuxe einer 
bergrechtlichen Gesellschaft, deren Zahl insge- 
samt den fünften Teil der Kuxe dieser Gewerk- 
schaft erreicht. 

(3) Beim Grundkapital sind die Gesamtnenn- 
beträge der Aktien jeder Gattung gesondert 
anzugeben. Bedingtes Kapital ist mit dem 
Nennbetrag zu vermerken. 

(4) Bei den offenen Rücklagen sind geson- 
dert aufzuführen 

1. die Beträge, die die Hauptversamm- 
lung aus dem Bilanzgewinn des Vor- 
jahres eingestellt hat; 

2. die Beträge, die aus dem Jahresüber- 
schuß des Geschäftsjahres eingestellt 
werden; 

3. die Beträge, die für das Geschäfts- 
jahr entnommen werden. 

(5) Werden auf der Passivseite Posten aus- 
gewiesen, die auf Grund steuerlicher Vorschrif- 
ten erst bei ihrer Auflösung zu versteuern sind, 
so sind diese Posten gesondert von den offenen 
Rücklagen unter Angabe der Vorschriften, nach 
denen sie gebildet sind, auf der Passivseite 
unter „II. a. Sonderposten mit Rücklageanteil" 
auszuweisen. 

(6) Wertberichtigungen dürfen nur zu Posten 
des Sachanlagevermögens, zu Beteiligungen und 
zu Wertpapieren des Anlagevermögens sowie 
als Pauschalwertberichtigung wegen des allge- 
meinen Kreditrisikos zu Forderungen vorge- 
nommen werden. Die auf die einzelnen Sach- 
anlagen entfallenden Wertberichtigungen, die 
Wertberichtigung zu Beteiligungen und zu 
Wertpapieren des Anlagevermögens sind ge- 
sondert, die Pauschalwertberichtigung ist als 
„Pauschalwertberichtigung zu Forderungen" 
auszuweisen. 

(7) Rückstellungen dürfen nur für ungewisse 
Verbindlichkeiten und für drohende Verluste 
aus schwebenden Geschäften gebildet werden. 
Unter dem Posten „Pensionsrückstellungen" 
sind die Rückstellungen für laufende Pensionen 
und die für Anwartschaften auf Pensionen aus- 
zuweisen. Bei den Rückstellungen sind geson- 
dert aufzuführen; 

1. die im Geschäftsjahr in Anspruch ge- 
nommenen Rückstellungen; 

2. die im Geschäftsjahr frei gewordenen 
Rückstellungen; 

3. die neugebildeten Rückstellungen. 

(8) Forderungen dürfen nicht mit Verbind- 
lichkeiten, nicht abgerechnete Leistungen nicht 
mit Anzahlungen, Grundstücksrechte nicht mit 
Grundstückslasten verrechnet werden. Rückla- 
gen, Wertberichtigungen und Rückstellungen 
dürfen nicht als Verbindlichkeiten aufgeführt 
werden. 


(9) Als Rechnungsabgrenzungsposten dürfen 
nur ausgewiesen werden 

1. auf der Aktivseite Ausgaben vor dem 
Abschlußstichtag, soweit sie Aufwand 
für eine bestimmte Zeit nach diesem 
Tag darstellen; 

2. auf der Passivseite Einnahmen vor 
dem Abschlußstichtag, soweit sie Er- 
trag für eine bestimmte Zeit nach 
diesem Tag darstellen,'' 

9. § 132 erhält folgende Fassung: 

„§ 132 

Gliederung der Gewinn- und Verlustrechnung 

(1) In der Gewinn- und Verlustrechnung 
sind, wenn der Geschäftszweig keine abwei- 
chende Gliederung bedingt, die gleichwertig 
sein muß, unbeschadet einer weiteren Glie- 
derung folgende Posten in Staffelform geson- 
dert auszuweisen: 

1. Umsatzerlös 

2. Erhöhung oder 
Verminderung 
des Bestands 

an fertigen und 
unfertigen Er- 
zeugnissen 

3. andere akti- 

vierte Eigenlei- 
stungen 

4. Gesamtleistung 

5. Aufwendungen 
für Roh-, Hilfs- 
und Betriebs- 
stoffe, für diese 
gleichzusetzende 
Fremdleistungen 
und für bezogene 

Waren 

6. Rohertrag/ 

Rohaufwand 

7. Erträge aus Ge- 

winngemein- 
schaften, Gewinn- 
abführungs- und 
Teilgewinnab- 
führungsverträ- 
gen 

8. Erträge aus Be- 
teiligungen 

9. Erträge aus an- 

deren Finanzan- 
lagen 

10. sonstige Zinsen 
und ähnliche Er- 
träge 
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11. Erträge aus dem 
Abgang von Ge- 
genständen des 
Anlagevermö- 
gens und aus Zu- 
schreibungen zu 
Gegenständen 
des Anlagever- 
mögens 

12. Erträge aus der 
Herabsetzung 
der Pauschal- 
wertberichtigung 
zu Forderungen 

13. Erträge aus der 
Auflösung von 
Rückstellungen 

14. sonstige 
Erträge 

15. Erträge aus 
Verlustüber- 
nahme 

16. Löhne und 
Gehälter 

17. soziale Abgaben 

18. Aufwendungen 
für die Sicherung 
der Arbeit- 
nehmer bei 
Alter und bei In- 
validität 

19. sonstige nicht 
betriebsbedingte 
soziale Aufwen- 
dungen 

20. Zuführung zu 
Wertberichti- 
gungen auf Sach- 
anlagen und im- 
materielle An- 
lagewerte 

davon steuer- 
rechtliche Sonder- 
abschreibungen: 

21. Zuführung zu 
Wertberichtigun- 
gen auf Finanz- 
anlagen mit Aus- 
nahme des Be- 
trags, der in der 
Pauschalwertbe- 
richtigung ZU For- 
derungen enthal- 
ten ist 

davon steuer- 
rechtliche Sonder- 
abschreibungen: 

22. Absetzungen auf 
andere Vermö- 
gensgegenstände 


(§ 131 Abs. 1 Ak- 
tivseite IV.) und 
Pauschalwertbe- 
richtigungen zu 
Forderungen 

23. Verluste aus dem 
Abgang von Ge- 
genständen des 
Anlagevermö- 
gens 

24. Zinsen und ähn- 
liche Aufwendun- 
gen 

25. Steuern 

a) vom Ein- 
kommen 

b) vom Er- 

trag und 
vom Ver- 
mögen 

c) Lastenaus- 
gleichs- 
abgaben 

d) sonstige 

26. Aufwendungen 
aus Verlustüber- 
übernahme 

27. sonstige Aufwen- 
dungen 

28. auf Grund einer 
Gewinngemein- 
schaft, eines Ge- 
winnabführungs- 
und eines Teil- 
gewinnabfüh- 
rungsvertrages 
abgeführte Ge- 
winne 

29. Jahresüberschuß/ 
Jahresfehlbetrag 

30. Gewinnvortrag/ 
Verlustvortrag 
aus Vorjahr 

31. Entnahmen aus 
offenen Rück- 
lagen 

a) aus der ge- 
setzlichen 
Rücklage 

b) aus freien 
Rücklagen 

32. Einstellungen in 
offene Rücklagen 

a) Beträge, die 
nach Gesetz 
oder Satzung 
aus dem 
Jahresüber- 
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schuß in die 
gesetzliche 
Rücklage ein- 
zustellen sind 

b) Beträge, die 
nach der Sat- 
zung aus dem 
Jahresüber- 
schuß in freie 
Rücklagen 
einzustellen 
sind 

c) Beträge, die 
Vorstand und 
Aufsichtsrat 
auf Grund 
einer Ermäch- 
tigung in der 
Satzung aus 
dem Jahres- 
überschuß in 
freie Rück- 
lagen einge- 
stellt haben 


33. Bilanzgewinn/ 

Bilanzverlust 

(2) Sind unter einen Posten fallende Auf- 
wendungen oder Erträge bei einer Gesellschaft 
nicht angefallen, so braucht der Posten nicht 
ausgewiesen zu werden. 

(3) Bei der Ermittlung der Umsatzerlöse dür- 
fen nur Preisnachlässe und zurückgewährte Ent- 
gelte abgesetzt werden." 

§ 133 erhält folgende Fassung: 

„§ 133 

Wertansätze in der Jahresbilanz 

(1) Für den Ansatz der einzelnen Posten der 
Jahresbilanz gelten folgende Vorschriften: 

1. Gegenstände des Anlagevermögens, 
deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, 
dürfen höchstens zu den Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten, ver- 
mindert um planmäßige Wertberichti- 
gungen entsprechend der voraussicht- 
lichen Nutzungsdauer sowie um sonst 
nach den Grundsätzen ordnungsmäßi- 
ger Buchführung gebotene Wertberich- 
tigungen, bewertet werden. Bei der 
Berechnung der Herstellungskosten 
dürfen in angemessenem Umfang Ab- 
nutzungen oder sonstige Wertminde- 
rungen sowie angemessene Teile der 
Betriebs- und Verwaltungskosten ein- 
gerechnet werden, die auf den Zeit- 
raum der Herstellung entfallen; Ver- 
triebskosten gelten nicht als Betriebs- 
und Verwaltungskosten. 

Andere Gegenstände des Anlagever- j 
mögens dürfen höchstens zu den An- ( 


schaffungs- oder Herstellungskosten 
angesetzt werden, vermindert um 
Wertberichtigungen wegen einer vor- 
aussichtlich dauernden Wertminde- 
rung. 

Für immaterielle Anlagewerte darf 
ein Aktivposten nur angesetzt wer- 
den, wenn sie entgeltlich erworben 
wurden. 

Die Zugänge sind mit den Anschaf- 
fungs- oder Herstellungskosten auf- 
zuführen. 

2. Die Vorräte und die anderen Ver- 
mögensgegenstände dürfen höchstens 
zu den Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten angesetzt werden. Für 
die Berechnung der Herstellungkosten 
gilt Nummer 1 Abs. 1 Satz 2. 

Sind die Anschaffungs- oder Herstel- 
lungskosten höher als der Wert, der 
sich aus dem Börsen- oder Markt- 
preis am Abschlußstichtag nach Ab- 
zug noch zu erwartender Aufwendun- 
gen und Erlösschmälerungen ergibt, 
so ist höchstens dieser Wert anzu- 
setzen. 

Ist ein Börsen- oder Marktpreis nicht 
festzustellen und übersteigen die An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten 
den Wert, der den Gegenständen am 
Abschlußstichtag unter Berücksichti- 
gung noch zu erwartender Aufwen- 
dungen und Erlösschmälerungen bei- 
zulegen ist, so ist höchstens dieser 
Wert anzusetzen. 

3. Die Aufwendungen für die Gründung 
und die Kapitalbeschaffung dürfen 
nicht als Aktivposten eingesetzt wer- 
den. Die Kosten der Einrichtung des 
Geschäftsbetriebes der Gesellschaft 
dürfen unter die Posten des Anlage- 
vermögens nur insoweit aufgenom- 
men werden, als die künftige Ertrags- 
lage dies bei vorsichtiger Beurteilung 
gerechtfertigt erscheinen läßt; der Be- 
trag ist gesondert auszuweisen und in 
nicht mehr als fünf Jahren durch Ab- 
setzungen zu tilgen. 

4. Für den Geschäfts- und Firmenwert 
darf kein Aktivposten eingesetzt wer- 
den. übersteigt jedoch die für die 
Übernahme eines Unternehmens be- 
wirkte Gegenleistung die Werte der 
einzelnen Vermögensgegenstände des 
Unternehmens im Zeitpunkt der Über- 
nahme, so darf der Unterschied unter 
die Posten des Anlagevermögens auf- 
genommen werden. Der Betrag ist ge- 
sondert auszuweisen und in nicht 
mehr als fünf Jahren durch Absetzun- 
gen zu tilgen. 

5. Das Grundkapital ist zum Nennbetrag 
anzusetzen. 
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6. Verbindlichkeiten sind zu ihrem Rück- 
zahlungsbetrag anzusetzen. Renten- 
verpflichtungen können zu ihrem Bar- 
wert angesetzt werden. 

7. Ist der Rückzahlungsbetrag von Ver- 
bindlichkeiten mit einer Laufzeit von 
mindestens zehn Jahren sowie von 
Anleihen höher als der Ausgabe- 
betrag, so darf der Unterschied unter 
die Rechnungsabgrenzungsposten der 
Aktivseite aufgenommen werden. Der 
Betrag ist gesondert auszuweisen und 
durch jährliche Absetzungen zu til- 
gen, die auf die gesamte Laufzeit ver- 
teilt werden dürfen. 

(2) Bei den Gegenständen des Anlagever- 
mögens dürfen stille Rücklagen nur soweit ge- 
bildet werden, wie sie bei vernünftiger kauf- 
männischer Beurteilung notwendig sind, um 
die Lebens- und Widerstandsfähigkeit der Ge- 
sellschaft für die nächste Zukunft zu sichern. 

(3) Bei den Vorräten und den anderen Ver- 
mögensgegenständen dürfen stille Rücklagen 
durch Unterbewertung oder durch Vornahme 
von Absetzungen über das nach den Grundsät- 
zen ordnungsmäßiger Buchführung gebotene 
oder steuerlich zulässige Maß liinaus nicht ge- 
bildet werden; Wertschwankungen dieser Ge- 
genstände, die bis zu ihrer Verwertung zu 
erwarten sind, dürfen insoweit berücksichtigt 
werden, als dies nach vernünftiger kaufmänni- 
scher Beurteilung erforderlich erscheint, um 
einen Verlust bei der Verwertung in nächster 
Zukunft nicht mehr auftreten zu lassen. 

(4) Die Bildung stiller Rücklagen durch Ein- 
stellung von Rückstellungen, die bei vernünf- 
tiger kaufmännischer Beurteilung ihrer Höhe 
nach nicht notwendig sind, ist unzulässig. 

(5) Die Absätze 2 bis 4 finden keine Anwen- 
dung, soweit die Bildung stiller Rücklagen nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften zulässig ist." 

11. § 139 erhält folgende Fassung: 

.§ 139 

Prüfungsbericht 

(1) Die Abschlußprüfer haben über das Er- 
gebnis ihrer Prüfung schriftlich zu berichten. Im 
Bericht ist festzustellen, ob die Buchführung, 
der Jahresabschluß und der Geschäftsbericht 
den gesetzlichen Vorschriften und der Satzung 
entsprechen und ob der Vorstand die verlang- 
ten Aufklärungen und Nachweise erbracht hat. 
Die Posten des Jahresabschlusses sind aufzu- 
gliedern und ausreichend zu erläutern. Außer- 
dem sind die Entwicklung der Vermögens- und 
Ertragsverhältnisse sowie die Bilanzstruktur 
darzustellen, zur Einhaltung der Vorschriften 
des § 133 ist Stellung zu nehmen. 


(2) Stellen die Abschlußprüfer bei Wahr- 
nehmung ihrere Aufgaben Tatsachen fest, die 
den Bestand des Unternehmens gefährden oder 
seine Entwicklung wesentlich beeinträchtigen 
können oder schwerwiegende Verstöße des 
Vorstands gegen Gesetz oder Satzung erken- 
nen lassen, so haben sie auch darüber in einem 
besonderen Abschnitt zu berichten. 

(3) Die Abschlußprüfer haben den Bericht zu 
unterzeichnen. Der vollständige Bericht ist den 
Vorstandsmitgliedern und allen Mitgliedern des 
Aufsichtsrats auszuhändigen. Die Satzung kann 
bestimmen, daß die Berichtsexemplare in an- 
gemessener Frist in Verwahrung der Gesell- 
schaft zurückzugeben sind." 


ZWEITER ABSCHNITT 

Verbesserung der Publizität von Gesellschaft 
mit beschränkter Haftung 

Artikel II 

Auf Gesellschaften mit beschränkter Haftung mit 
in der Regel mindestens zweitausend Arbeitnehmern 
und einer Jahresbilanzsumme von mindestens fünf- 
zig Millionen Deutsche Mark, mit in der Regel min- 
destens zweitausend Arbeitnehmern und einem 
Jahresumsatz von mindestens einhundert Millionen 
Deutsche Mark oder mit einer Jahresbilanzsumme 
von mindestens fünfzig Millionen Deutsche Mark 
und einem Jahresumsatz von mindestens einhundert 
Millionen Deutsche Mark finden die Vorschriften 
des Aktiengesetzes über die Aufstellung und den 
Inhalt des Geschäftsberichts (§§ 127, 128), über die 
Gliederung der Jahresbilanz und die Ausweisung 
einzelner Posten (§§ 131, 131 a), über die Gliede- 
rung der Gewinn- und Verlustrechnung (§ 132), über 
die Prüfung des Jahresabschlusses und seine Be- 
kanntmachung (§§ 135 bis 141, 143, 144) sinngemäße 
Anwendung, wobei an die Stelle der Gesellschafts- 
versammlung in der Aktiengesellschaft die Gesell- 
schafter der Gesellschaft mit beschränkter Haftung, 
an die Stelle des Vorstands die Geschäftsführer 
treten. 

Artikel III 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1961 in Kraft. 


Bonn, den 6. Dezember 1960 

OUenhauer und Fraktion 
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